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Mehr Einfluss der Parlamente  
bei Auslandseinsätzen

Was vor 20 Jahren kaum denkbar war, gehört heute 
zum Alltag des Deutschen Bundestages: Entschei­
dungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr. Nico-
lai von Ondarza, Mitarbeiter der Stiftung Wissen­
schaft und Politik, lenkt mit seiner Studie ›Legitima- 
toren ohne Einfluss?‹ den Blick über den nationalen 
Tellerrand auf die komplexen Entscheidungsprozesse 
bei multinationalen, UN-mandatierten Streitkräfte­
einsätzen und untersucht die Rolle europäischer Par­
lamente. Er geht davon aus, dass eine stärkere Parla­
mentsbeteiligung eine verantwortungsvollere Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik befördere. Zugleich 
benennt er das Spannungsverhältnis zwischen effek­
tivem Multilateralismus und Parlamentsbeteiligung. 

Kenntnisreich und sicher führt der Autor zunächst 
durch das Labyrinth intergouvernementaler Entschei­
dungsverfahren im »komplexen Mehrebenensystem« 
von Gemeinsamer Sicherheits- und Verteidigungs­
politik (GSVP) und UN. In einem zweiten Schritt 
vergleicht er die Parlamentsbeteiligung bei Einsatz­
entscheidungen für alle EU-Mitgliedstaaten in Be­
zug auf Informationszugang, Mitentscheidungs- 
und Haushaltsrechte sowie sicherheitspolitische 
Präferenzen. Er vertieft dies für fünf EU-Staaten und 
das Europäische Parlament, die exemplarisch für die 
ganze Spannweite parlamentarischer Beteiligungs­
rechte stehen. Sein Ergebnis ist, dass die Parlaments­
beteiligung (sehr) niedrig ist in Frankreich, Polen 
und beim Europäischen Parlament, mittel bis hoch 
in Spanien, (sehr) hoch in Irland und durchgängig 
sehr hoch in Deutschland. An den Entscheidungs­
prozessen zu der EUFOR RD CONGO und der 
UNIFIL-Erweiterung im Jahr 2006 schildert von 
Ondarza die reale Beteiligung der sechs Parlamen­
te. Auffällig ist der Zusammenhang zwischen par­
lamentarischen Rechten und Aktivitäten: Zur EU­
FOR RD CONGO erfolgte in Polen keine Anfrage, 
in Frankreich eine (beantwortet nach 238 Tagen), in 
Deutschland 14 und in Irland 17, beantwortet nach 
elf beziehungsweise vier Tagen. Wo Parlamente über 
Einsätze mitentscheiden, sind durchweg auf inter­
nationaler Ebene Entscheidungen vorausgegangen 
und Fakten geschaffen worden, die ein Parlament 
nur noch verbunden mit hohen politischen Kosten 
(internationaler Glaubwürdigkeitsverlust, Miss­
trauensvotum gegenüber der eigenen Regierung) wi­
derrufen könnte. Die formelle Mitentscheidung ist 
aber dann kein bloßes ›Absegnen‹, wenn ein Parla­
ment im Vorfeld informell einbezogen ist und Ein­
fluss nimmt. Das ist in Deutschland der Fall, vari­
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iert aber je nach Loyalitätsverständnis von Koali- 
tionsabgeordneten. Da diese unter einem besonde­
ren Zustimmungsdruck stehen, ist die zusätzliche 
Zustimmung großer Teile der Opposition umso wich-
tiger. Eine Sonderrolle hat das Europäische Parla­
ment. Obwohl ohne Konsultations- oder gar Mit­
entscheidungsrechte bei GSVP-Einsätzen bewies es 
auffällige Eigeninitiative, insbesondere durch früh­
zeitige, wenn auch rechtlich unverbindliche, politi­
sche Resolutionen.

Im Unterschied zur plausiblen Landesverteidigung 
der Vergangenheit stehen Einsätze der multilateralen 
Krisenbewältigung in jedem Einzelfall unter besonde­
rem Begründungs- und Legitimationszwang. Maß­
geblicher Ort der Politiklegitimierung ist in einer De­
mokratie das Parlament. Wenn der Autor zu Recht 
feststellt, dass es bei Kriseneinsätzen nur eine frag­
mentierte und auf nationale Beiträge beschränkte 
parlamentarische Beteiligung gebe, dann deutet dies 
auf einen eklatanten, strukturellen Legitimations­
mangel dieser wesentlichen Instrumente multilate­
raler Sicherheitspolitik hin. Negative Rückwirkun­
gen auf die öffentliche Akzeptanz solcher Einsätze 
und die sicherheitspolitische Handlungs- und Durch­
haltefähigkeit liegen dann nahe.

Von Ondarza widerlegt die verbreitete Annah­
me, eine Parlamentsbeteiligung verzögere multila­
terale Entscheidungsprozesse. Den EU-Staaten emp­
fiehlt er eine obligatorische parlamentarische Mit- 
entscheidung über die Genehmigung einer Operation 
vor Truppenentsendung und nach Abschluss der eu­
ropäischen Verhandlungen. Für das Europäische Par­
lament empfiehlt er Kompetenzerweiterungen unter­
halb der Schwelle einer – unrealistischen – Änderung 
des Vertrags von Lissabon. Die nationalen Parlamen­
te und das Europäische Parlament sollten schließ­
lich durch eine neue und flexible Form interparla­
mentarischer Kooperation verknüpft werden.

Laien, aber auch Kennern der Materie gewährt 
diese Studie vielfältige neue Einblicke. Sie hilft, die 
parlamentarische und nationale Nabelschau zu über­
winden. Sie fördert das Verständnis für einen effek­
tiven Multilateralismus. Die Studie belegt Deutsch­
lands Spitzenplatz bei der Parlamentsbeteiligung. 
Doch die Mitwirkungsrechte könnten erheblich bes­
ser für effektive Krisenbewältigung genutzt werden: 
durch mehr strategische Klarheit statt Mikromanage­
ment; durch mehr Ausgewogenheit der Mittel statt 
Militärlastigkeit; und vor allem durch viel mehr UN-
Orientierung.
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